

N i e d e r s c h r i f t 

über die Sitzung der Ratsversammlung am 18. März 1999 


Öffentliche Sitzung

Beginn: 15.06 Uhr                                   Ende: 21.37 Uhr

 Sitzungsunterbrechung:  17.58 Uhr bis 18.33 Uhr

 Vorsitz:

Stadtpräsidentin Kietzer

 1. Schriftführer/in:
Frau Jacobsen

 2. Schriftführer/in:
Herr Vieregge



Herr Cordes

Ratsmitglieder:         Herr Altewolf, Herr Anemüller, Frau Benn, Herr Cordes,



Frau Dickhoff, Herr Diester, Frau Engelke,

Herr Dr. Erdmann, Herr Fenske, Herr Finger, Herr Hahn, Frau Halbe, Herr Hammerich, Herr Heinemann,



Frau Helmig, Herr Huckriede, Frau Jacobsen,

Frau Jöhnk, Herr Kaiser, Herr Kempe, Frau Ketelsen, Frau Kietzer, Herr Kirkskothen, Herr Kluth,



Frau Kohrs-Heimann, Herr Kottek, Herr Kramer,



Frau Lebert, Frau Lindner, Herr Lindner,

Frau Martens, Herr Meyer, Herr Moriz, Herr Oschmann, Frau Pohl, Herr Raupach, Frau Reimann, Herr Rogacki, Frau Schattke, Herr Schulz, Herr Tovar, Herr Tschorn, Herr Vieregge, Herr Vogelsang, Herr Wehner,



Herr Wetzel, Herr Weyher, Herr Dr. Wulff, Herr Wunder

 Es haben sich

 entschuldigt:

Herr Kaiser, Herr Tschorn, Herr Wunder

Dezernenten/in

Oberbürgermeister Gansel, Bürgermeisterin Bommelmann,

Stadtbaurat Dr. Flagge, Stadtrat Dr. Rethage, Stadtrat Schirmer

Entschuldigt:
./.

Außerdem sind

Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und

anwessend:

weitere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel

Diese Niederschrift
Frau Thomsen und Herr Thode

haben gefertigt:
(Amt für Organisation und Verwaltungsreform)

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit 

Stadtpräsidentin   K i e t z e r   (SPD) eröffnet die Sitzung und begrüßt die Anwesenden. Sie teilt mit, daß an der heutigen Sitzung eine Gruppe von 20 Schülerinnen und Schülern eines Kurses Wirtschaft/Politik der Freiherr​vom-Stein-Schule teilnimmt.

Vor Eintritt in die reguläre Tagesordnung wird Herr Stadtbaurat Dr. Otto Flagge verabschiedet, der heute an seiner letzten Ratsversammlung vor dem Eintritt in den Ruhestand teilnimmt. 


Stadtpräsidentin   K i e t z e r   (SPD) würdigt Herrn Stadtbaurat


Dr. Flagge, der seit dem 01. April 1987 als Baudezernent für die Landes-


hauptstadt Kiel tätig war. 

Nach dem Abschluß seines Architektur-Studiums im Jahre 1964 an der Tech​nischen Hochschule in Darmstadt war er zunächst für 2 Jahre in einem Archi​tektur- und Ingenieurbüro in Mainz tätig. Anschließend studierte er in Eng​land, wo er danach als Stadtplaner in der Londoner Kommunalverwaltung tätig war. 1969 übernahm Herr Dr. Flagge die Leitung eines Planungsbüros in Bonn, promovierte 1974 und wurde Leiter des Planungsamtes der Stadt Leverkusen. Im November 1986 wurde er von der Ratsversammlung mit Wirkung ab 1. April 1987 zum Stadtbaurat der Landeshauptstadt Kiel gewählt. Seine Wiederwahl erfolgte 1993 für weitere 6 Jahre. Seit dem 15.02.1996 ist er 2. Stellver​treter des Oberbürgermeisters. 

Während seiner Amtszeit hat Herr Dr. Flagge eine Menge bewegt und das Ge​sicht der Stadt positiv verändert. Stadtpräsidentin   K i e t z e r   (SPD) zählt stichwortartig und keineswegs mit dem Anspruch auf Vollständigkeit ein paar Punkte aus den letzten 12 Jahren auf: 

In den Bereichen Stadtplanung, Bauordnung, Hoch- und Tiefbau, Landschafts​planung, Grünflächen und Ökologie wurden unzählige Projekte, wie z. B. Woolworth, Holstenplatz, Schloßgarten (-straße), Dänische Straße, Sophien​blatt, Püne, Dreiecksplatz, Holtenauer Straße, Gaarden, Joachimsplatz, Elisabethstraße, Friedrichsort und viele mehr von ihm umgesetzt. 

Die Sanierung der Industriebrache auf dem Hörngelände ist zweifellos das größte Projekt und bleibt, einschließlich der Hörn-Brücke, dauerhaft mit seinem Namen verbunden. Das Jahrhundertprojekt "Kai-City-Kiel" wird späte​stens im kommenden Jahr in Hannover auf der EXPO 2000 überregionale und internationale Beachtung und Anerkennung finden. 

Weitere große Projekte sind gemeinsam mit dem Land realisiert oder auf den Weg gebracht worden, so z. B. die Verlagerung der Fachhochschule nach Neumühlen-Dietrichsdorf, die dortige Ansiedlung von Geomar, der Technischen Fakultät und des Forschungs- und Technologie-Zentrums an der Universität. Zähes Verhandeln zur Umsetzung von Plänen und zur Schaffung eines investi​tionsfreundlichen Klimas, wie z. B. beim Neubau von Woolworth, der Reha​Klinik in Dietrichsdorf oder auch die Fortschreibung des Generalverkehrs​planes war eine seiner Stärken. 

Im Rahmen der Verkehrspolitik waren und sind vor allem Tempo 30-Zonen, Bus​spuren, Anwohnerparkzonen, die Schulwegsicherung, der Ausbau des Radwege​netzes, der B 502 und der Mühlenwegtrasse Reizthemen. 

Renaturierung von Bächen (Struckdieksau/Hasseldieksau/Stekendammsau), die Begrünung der Innenstadt, Grünmaßnahmen an Straßen (B 76, B 502 und Joachimsplatz) und in neuen Wohn- und Gewerbegebieten gehörten zum Dauer​programm. Hinzu kommt noch eine Vielzahl von Außenanlagen an Schulen, Kitas und Sportplätzen sowie der nunmehr endlich nahezu vollständige Anschluß aller Kieler Haushalte an das Klärwerk Bülk. 

Als Baudezernent hat Stadtbaurat Dr. Flagge in Aufsichtsräten wie z. B. KWG und KSS sowie in verschiedenen Ausschüssen - auch des Städtetages - mitge​wirkt. 


Für einige Monate war er auch Kulturdezernent. 

Stadtbaurat Dr. Flagge ist mit Eigensinn, Beharrlichkeit und Durchsetzungs​vermögen an die Dinge herangegangen. Sein unermüdlicher Einsatz galt einzig und allein der städtebaulichen Verbesserung und damit der Lebensqualität der Bürgerinnen und Bürger in der Landeshauptstadt Kiel. Zwölf Jahre lang hat er sich stadtplanerisch für Kiel engagiert und maßgeblich Einfluß ge​nommen. 


Stadtpräsidentin   K i e t z e r   (SPD) dankt Herrn Stadtbaurat Dr. Flagge

im Namen der Ratsversammlung herzlich für die geleistete Arbeit und die un​umstrittenen Verdienste. Sie wünscht ihm und seiner Lebensgefährtin für die bevorstehende Ruhestandszeit vor allem viel Glück und Gesundheit. 


Ein Geschenk zur Erinnerung an die Kieler Ratsversammlung wird im Rahmen


der offiziellen Abschiedsfeier am 19. März 1999 überreicht werden.

Anschließend würdigen die Vorsitzenden aller im Rat vertretenen Fraktionen die geleistete Arbeit von Stadtbaurat Dr. Flagge und wünschen ihm für die Zukunft alles Gute.

Stadtpräsidentin   K i e t z e r   (SPD) teilt mit, daß sich 3 Mitglieder der Ratsversammlung entschuldigt haben, so daß 46 Ratsmitglieder anwesend sein müßten. 


Stadtpräsidentin   K i e t z e r   (SPD) stellt die Beschlußfähigkeit fest.

2. Genehmigung der Tagesordnung

Stadtpräsidentin   K i e t z e r   (SPD) teilt mit, daß die Tagesordnung rechtzeitig - 7 Tage vorher - zugestellt worden ist. Weiteres Beratungs- material und die dazugehörigen Nachtragstagesordnungen sind am 15. und

16. März 1999 nachgeschickt und heute auf den Tisch gelegt worden. Änderungen zur Tagesordnung

Öffentliche Sitzung


Aus dem Ältestenrat


Punkt 1.a)
Altenzentrum Neumühlen-Dietrichsdorf,        - Drs. 210 -



Alten- und Pflegeheim Pries 

Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN


wird unter Punkt
9.l) der Öffentlichen Sitzung zur Beratung und Beschluß-


fassung aufgerufen.

Nichtöffentliche Sitzung


Aus dem Ältestenrat


Punkt 7.
Antwort auf die Große Anfrage zur Kieler     - Drs. 134 -



Wohnungspolitik (Punkt 27.a) Öffentliche 



Sitzung) 



SPD-Ratsfraktion

Die Antwort ist gemäß GeschO RV nicht rechtzeitig zugegangen und wird erst in der nächsten Sitzung behandelt.

Ratsherr   D r.  W u l f f   (CDU) erklärt, daß beim Tagesordnungspunkt 15.


der Öffentlichen Sitzung rechtliche Bedenken vorhanden sind. 

Gem. § 40 Abs. 3 GeschO RV hat der Hauptausschuß eine Angelegenheit mit einer eigenen begründeten Stellungnahme der Ratsversammlung zur Entschei​dung vorzulegen, wenn mehrere Ausschüsse in der Angelegenheit vorbereitende Beschlüsse gefaßt haben, die voneinander abweichen. 

Im vorliegenden Fall haben die beteiligten Ausschüsse zwar unterschiedliche

Beschlüsse gefaßt, es ist aber keine Vorlage des Hauptausschusses ein​schließlich der begründeten Stellungnahme vorgelegt worden. 

Daraufhin zieht Stadtbaurat   D r.  F l a g g e   die Vorlagen zu den 

Tagesordnungspunkten 15. und 16. zurück, um sicherzustellen, daß nach er​folgter Prüfung durch das Rechtsamt in einer der nächsten Sitzungen recht​lich einwandfreie Beschlüsse gefaßt werden können.

Ratsherr   D r.  W u l f f   (CDU) erklärt, daß die Dringlichkeit zum Tagesordnungspunkt 30. der Öffentlichen Sitzung nicht anerkannt wird. Stadtpräsidentin   K i e t z e r   (SPD) läßt über die Dringlichkeit des Tagesordnungspunktes 30. abstimmen. Dabei wird die erforderliche 2/3-Mehr​heit der gesetzlichen Zahl der Ratsmitglieder (33) nicht erreicht. Dieser Punkt steht damit nicht zur Beratung an.

Weitere Wortmeldungen zur Tagesordnung liegen nicht vor. Die Dringlichkeit aller übrigen nachgereichten und auf den Tisch gelegten Anträge und Vor- lagen wird einstimmig anerkannt. 

Stadtpräsidentin   K i e t z e r   (SPD) stellt die Genehmigung der Tages​ordnung in der nunmehr vorliegenden geänderten Form fest.

3. Einwohneranfragen


Es ist keine Anfrage eingegangen.

4. Aktuelle Stunde


Es wurde kein Thema von den Fraktionen angemeldet.

5. Genehmigung der Niederschriften über die Sitzungen der Ratsversammlung am 21.01.1999 und 18.02.1999


Die Niederschriften haben ausgelegen.


Es sind keine Einwendungen eingegangen.


Antrag:   Die Niederschriften über die Sitzungen der Ratsversammlung am



       21.01.1999 und 18.02.1999 werden genehmigt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig

6. Mitteilungen der Stadtpräsidentin Es liegt keine Mitteilung vor.

7. Mitteilungen des Oberbürgermeisters 

a) Tätigkeitsbericht der Frauenbeauftragten                    - Drs. 193 -



Kenntnis genommen

b) Sanierungsgebiet Hörnbereich -SAH-/ Ausbau Hörn-            - Drs. 178 -



Südende/ Querkai 



-Sachstandsbericht zur Ausbauplanung und Finanzierung-



Kenntnis genommen                                 

c) Bekämpfung von Jugendarbeitslosigkeit - Maßnahmen           - Drs. 173 -



der LHS Kiel und Durchführung des 100.000-Jobs- 



Programms/ Beschluß des Ausschusses für Soziales, 



Wohnen und Gesundheit vom 18.11.1998



Kenntnis genommen

d) Landesmaßnahme "Ausbildung statt Sozialhilfe"               - Drs. 214 ​


Die Dringlichkeit wurde bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt. 


Kenntnis genommen                                 


e) Neufassung der Baumschutzsatzung und der                    - Drs. 220 -



Baumschutzverordnung



Die Dringlichkeit wurde bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.



Kenntnis genommen


f) Kreditvergaben der Sparkasse Kiel 



- Mündliche Mitteilung -

Auf Bitten von Ratsherrn   D r.  W u l f f   (CDU) erläutert Oberbürger​meister
G a n s e l   Organisation und Kreditvergabeverfahren der

Sparkasse Kiel. Er bezieht sich dabei auf die Antwort der Kleinen An- frage zum Tagesordnungspunkt 6.a) der Nichtöffentlichen Sitzung. Außer​dem geht er auf eine Pressemitteilung der Sparkasse ein und stellt die Beweggründe für diese dar.

Ratsfrau   D i c k h o f f   (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) bittet die Verwal​tung, "in nächster Zeit im Hauptausschuß oder im Wirtschaftsausschuß einen Vorschlag einzubringen, wie denn die Ratsversammlung in einem sol​chen Fall Fragen stellen kann, wenn öffentliche Unruhe herrscht, und wie die auch sachgerecht und im Rahmen der Möglichkeit beantwortet werden können."

Oberbürgermeister   G a n s e l   erklärt verbindlich, daß "die Kundin​nen und Kunden der Kieler Sparkasse sich auch in Zukunft darauf verlas​sen können, daß ihre Angelegenheiten in keinem Gremium der Ratsversamm​lung diskutiert werden."

8. Betreff:  Gestaltung des Bahide-Arslan-Platzes                 - Drs. 175 -

Berichterstatter:  Herr Levtzow, Vorsitzender des Ortsbeirates Gaarden

Antrag:   1. Für den Erwerb einer Granit-Plastik des Bildhauers Ben Siebenrock sind die notwendigen finanziellen Mittel bereitzu​stellen. Der Ortsbeirat Gaarden hat eine Option auf die Skulp​tur bis zum 30.06.1999. Der Kaufpreis beträgt danach




20.000,00 DM zzgl. 7 % Mehrwertsteuer.

       2. Weiterhin sind die zuständigen Gremien zu beteiligen und die Ämter zu beauftragen, eventuell notwendige Umbauten des Plat​zes für die Aufstellung der Skulptur "Bootskörper" zu planen und durchzuführen.

Ratsherr   F e n s k e   (SPD) stellt den Geschäftsordnungsantrag auf Zurückstellung "bis die Frage geklärt ist, wie die Familie von Bahide Arslan zu dieser Skulptur steht."

Beschluß:  Zurückgestellt - mit Mehrheit bei Gegenstimmen der CDU und S-U-K

9. Anträge der Fraktion 

a) Konzept zur Verlegung des Kieler Wochenmarktes              - Drs. 227 -



vom Exerzierplatz auf den Rathausplatz


Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor :


1. Die Ratsversammlung spricht sich gegen eine Verlegung des Wochenmark-



tes vom Exerzierplatz zum Rathausplatz aus.


2. Der Oberbürgermeister legt der Ratsversammlung bis zu ihrer Sitzung

im Juli 1999 ein Konzept zur Nutzung und Gestaltung folgender Kieler Plätze vor: Rathausplatz, Exerzierplatz, Wilhelmplatz, Blücherplatz.

3. In die Nutzungs- und Gestaltungsüberlegungen sind unter anderem fol​gende Aspekte einzubeziehen: Ausweitung der Zahl der Marktstände, Öko-Markt, Parkähnliche Gestaltung, Nutzung für Caf , überdachte Markthalle, Tiefgarage mit Frauenparkplätzen.


4. Die Auswirkungen der Vorschläge in bezug auf Handel, Wirtschaft,



Verkehr und Finanzen werden aufgezeigt.


Abstimmung über den Gesamtantrag der 

Drs. 227 in der veränderten Fassung: mit Mehrheit - mit den Ja-Stimmen

der SPD-Ratsfraktion, der Rats​fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN und der S-U-K-Ratsfraktion bei Nein​Stimmen der CDU-Ratsfraktion

b) Nachwahl eines Mitgliedes im Ortsbeirat                     - Drs. 171 ​Schreventeich/Hasseldieksdamm


Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:

In den Ortsbeirat Schreventeich/Hasseldieksdamm wird als ordentliches


Mitglied

Sven Wacker

Martenshofweg 102

24109 Kiel


gewählt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

c) Haushalt 1999
              - Drs. 199 -


Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:


Der Oberbürgermeister wird gebeten, bis zur Ratsversammlung im April


über


- die Auswirkungen des Tarifabschlusses im öffentlichen Dienst und


- den von ihm angekündigten Ausfall von Gewerbesteuer-Einnahmen


zu berichten und Lösungsvorschläge für den Vollzug des Haushaltes zu 


unterbreiten.

Beschluß:  "Der Oberbürgermeister wird gebeten, wenn feststeht, wie die Beamtenbesoldungen geregelt werden, im Finanzausschuß über die Auswirkungen des Tarifabschlusses im öffentlichen Dienst sowie die Besoldungserhöhungen 99 und die Entwicklung der Gewerbesteuer-Einnahmen zu berichten."

Abstimmung: Nach Antrag - mit Mehrheit - bei den Gegenstimmen der





CDU-Ratsfraktion

d) Inlineskaten im Stadtgebiet
              - Drs. 200 -


Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

Der Oberbürgermeister wird aufgefordert zu prüfen, welche Straßenab​schnitte am Wochenende für das Inlineskaten freigegeben werden könnten. Der organisatorische und finanzielle Aufwand ist darzustellen.


Ratsherr
A n e m ü l l e r   (SPD-Ratsfraktion) beantragt Überweisung


in den Ausschuß für Schule und Sport.

Beschluß über diesen Geschäftsordnungsantrag: Mit der Mehrheit der

SPD-Stimmen und bei Ent​haltungen der S-U-K in den Ausschuß für Schule und Sport verwiesen

e) Fahrradstation am Hauptbahnhof
              - Drs. 201 -


Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor :

1. Im Zusammenhang mit den Planungen für die Neugestaltung des Bahnhofs​vorplatzes und des Hauptbahnhofes bekräftigt die Ratsversammlung, daß an der Errichtung einer Fahrradstation festgehalten wird.

2. Die Haushaltsrestmittel der Haushaltsstelle 63.072.950 / Einrichtung einer Fahrradstation im Hauptbahnhof in Höhe von 250.000,00 DM werden für diese Maßnahme verausgabt und in das folgende Haushaltsjahr über​tragen, wenn sie 1999 nicht vollständig verbraucht sein sollten.

3. Der Oberbürgermeister legt bis zur nächsten Sitzung des Bauausschus​ses einen Zeitplan zur Fertigstellung der Fahrradstation vor, aus dem auch die Abhängigkeit von der Gewährung von Fördermitteln hervorgeht.

Beschluß über die Drs. 201 einschl. der beschlossenen Änderungen:

1. Im Zusammenhang mit den Planungen für die Neugestaltung des Bahnhofs​vorplatzes und des Hauptbahnhofes bekräftigt die Ratsversammlung, daß an der Errichtung einer Fahrradstation festgehalten wird. 

2. Die Ratsversammlung geht davon aus, daß mit den Bauarbeiten für die neue Fahrradstation vor Abschluß der Umbauarbeiten des Bahnhofs und des Bahnhofsvorplatzes begonnen wird und vom Oberbürgermeister die notwendigen Haushaltsmittel für den entsprechenden Haushalt angemel​det werden. Die Anträge zur Gewährung von Fördermitteln sind, soweit nicht schon geschehen, zu stellen. 

3. Für die durch die Bauarbeiten am Bahnhof und Bahnhofsvorplatz wegfal​lenden Abstellmöglichkeiten für Fahrräder sind in der Nähe des Bahn​hofs (ggf. ZOB) für diesen Zeitraum Ersatzanlagen zu errichten.

Abstimmung über den Gesamtantrag: Nach Antrag - einstimmig - bei 1 Ent-





haltung der S-U-K

f) Darstellung Germaniahafen
                          - Drs. 202 -


Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor :

1. Die Stadtverwaltung wird angewiesen, den von der Ratsversammlung be​schlossenen Verzicht auf den Bau einer Brücke über die Einfahrt in

den Germaniahafen Gaarden in allen offiziellen Dokumenten, Plänen und Vorlagen der Stadt Kiel auch umzusetzen.


2. Es werden keine Veröffentlichungen der Stadt Kiel mehr herausgegeben




mit einer veralteten Darstellung des Germaniahafens.

Ratsherr   L i n d n e r   (SPD-Ratsfraktion) trägt zwei Änderungen vor, die vom Antragsteller übernommen werden.

Beschluß über die Drs. 202 einschl. der von Ratsherr   L i n d n e r 


beantragten Änderungen:

1. Die Stadtverwaltung wird angewiesen, den von der Ratsversammlung be​schlossenen Verzicht auf den Bau einer Brücke über die Einfahrt in den Germaniahafen Gaarden in allen neu zu erstellenden offiziellen Dokumenten, Plänen und Vorlagen der Stadt Kiel auch umzusetzen.

2. Es werden keine Veröffentlichungen der Stadt Kiel mehr herausgegeben mit einer veralteten Darstellung des Germaniahafens, sofern nicht ausdrücklich darauf hingewiesen wird.


Abstimmung: Nach Antrag - einstimmig -

g) Städtische Satzungen, Verordnungen usw.                     - Drs. 203 


​Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor : 


1. Der Oberbürgermeister legt der Ratsversammlung zu ihrer September​Sitzung eine Sammlung aller derzeit geltenden städtischen Satzungen, Verordnungen und Richtlinien vor.


2. Diese Sammlung ist so zu gestalten, daß sie



- ständig aktualisiert werden kann und



- auch für interessierte Firmen, Organisationen und Privatpersonen




außerhalb des Rathauses problemlos handzuhaben ist.


3. Die Sammlung wird den Fraktionen zur Verfügung gestellt und ständig



aktualisiert.

4. Die Sammlung wird gegen eine Gebühr interessierten Firmen, Organisa​tionen und Privatpersonen außerhalb des Rathauses zur Verfügung ge​stellt.


5. Eine Realisierung über das Intranet und Internet ist zu prüfen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

h) Beschlußvorlagen



                             - Drs. 204 -

Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor : Die Verwaltung stellt sicher, daß Änderungen von Beschlußvorlagen zwi​schen den verschiedenen Sitzungen eines Selbstverwaltungsgremiums bzw. zwischen Sitzungen verschiedener Selbstverwaltungsgremien unmißverständ​lich kenntlich gemacht werden.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

i) Benennung eines Vorstandsmitgliedes für den                 - Drs. 217 


​"Kulturladen Leuchtturm e. V."


Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:


Als Vorstandsmitglied für den "Kulturladen Leuchtturm e. V." wird

Barbara Veldten

Fritz-Reuter-Str. 4

24159 Kiel


gewählt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

j) Umbesetzung Ortsbeirat Mitte

                             - Drs. 224 -

Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor : Da Frau Claudia Neumann ihr Amt niedergelegt hat, wird als neues Mit​glied für den Ortsbeirat Mitte

Gerd Czerwinski

Rathausstr. 24

24103 Kiel


gewählt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

k) Hygienezustände auf dem Mettenhofer Wochenmarkt             - Drs. 234 ​


Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

Der Oberbürgermeister wird aufgefordert, die unhaltbaren hygienischen Zustände der unter städtischer Verantwortung stehenden WC- und Waschge​legenheiten auf dem Mettenhofer Wochenmarkt unverzüglich und unter Be-


rücksichtigung der gesetzlichen Anforderungen zu beseitigen.

Die Dringlichkeit wurde bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.


Aufgrund der Mitteilung von Stadtrat Schirmer, daß inzwischen Abhilfe


geschaffen wurde, zieht der Antragsteller den Antrag zurück.

l) Altenzentrum Neumühlen-Dietrichsdorf, Alten- und            - Drs. 210 -



Pflegeheim Pries



Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor :

1. Die von der städtischen Gesellschaft "Betreuungs- und Pflegedienste" gGmbH (BPD) angemieteten Alten- und Pflegeheime (Altenzentrum Neumühlen-Dietrichsdorf und Alten- und Pflegeheim Pries) werden aus




dem Verkaufsvorhaben "KWG" herausgenommen.

2. Beide Heime werden dem BPD zum Kauf angeboten bzw. ein Vorkaufsrecht eingeräumt. Es ist sicherzustellen, daß der Kaufpreis so gestaltet wird, daß die derzeitigen Mieten nicht erhöht werden.

3. Die Häuser sollen auch zukünftig frei von Verkaufsspekulationen als Alten- und Pflegeheime geführt werden, um als kommunale Daseinsfür​sorge den Bestand an Pflegeplätzen für pflegebedürftige Menschen zu sichern.

Bei der Genehmigung der Tagesordnung wurde beschlossen, diesen Punkt aus der Nichtöffentlichen Sitzung (TOP 1.a)) an dieser Stelle zu beraten.

Ratsherr   S c h u l z   (SPD-Ratsfraktion) beantragt Überweisung in den Finanzausschuß.

Beschluß über diesen Geschäftsordnungsantrag: Einstimmig in den Finanz​ausschuß verwiesen

10. Betreff:  Wahl des 2. Stellvertreters des Oberbürgermeisters   - Drs. 209 -


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Gansel


Antrag:
Herr Stadtrat Erich   S c h i r m e r   wird mit Wirkung vom

01. April 1999 für die Dauer seiner Amtszeit zum 2. Stellver​treter des Oberbürgermeisters gewählt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -
            

11. Betreff:  Änderungen des Ziel-2-Programms 1997 bis 1999        - Drs. 195 -


Berichterstatter:  Stadtrat Dr.-Ing. Rethage


Antrag:
Den folgenden Änderungen des Ziel-2-Programmes 1997 bis 1999




wird zugestimmt:

1. Der gesamte Ostuferhafenausbau (4. Bauabschnitt) wird in das Ziel-2-Programm einbezogen; Investitionsvolumen insgesamt:

95 Mio. DM; Fördervolumen Ziel-2: 10,5 Mio. DM; Fördervolumen Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der regionalen Wirtschafts​struktur" (GA): 20,25 Mio. DM. 

2. Für die Dekontaminierung der gewerblich erschlossenen Flächen des ehemaligen Kraftwerksgeländes in der Wik werden die ur​sprünglich geplanten Ziel-2-Mittel in Höhe von 3 Mio. DM auf 3,405 Mio. DM aufgestockt. 

3. Die folgenden Ziel-2-Projekte werden in diesem Programm nicht realisiert: 

A) Gewerbehof, ggf. in Form eines Existenzgründungszentrums für Frauen, 






B) Kindergarten in Kiel-Wellsee. 

4. Mit den zur Verfügung stehendene Restmitteln werden statt des​sen die folgenden Projekte realisiert: 

A) Erschließung des Geländes am südlichen Ende der Hörn (Hörn​Querkai) für eine gewerbliche Nutzung; Investitionsvolumen für den gewerblichen Teil: 5,5 Mio. DM; Fördervolumen Ziel-2: 2,75 Mio. DM, 

B) Umwandlung von Gebäuden bzw. Gebäudeteilen im Marinestütz​punkt Wik zu einem "Maritimen Gewerbe- und Technologiezen​trum"; für das Projekt werden ca. 0,935 Mio. DM an Ziel-2-Mitteln eingesetzt. 

5. a) Die Verwaltung wird beauftragt zu prüfen, auf welchen ge​eigneten Liegenschaften das Projekt eines Gewerbehofes in Form eines Existenzgründungszentrums für Frauen bereitge​stellt werden kann, z. B. im Bereich des freiwerdenden Postgebäudes in Gaarden. 

b) An der Option eines Gewerbehofes in Form eines Existenz​gründungszentrums für Frauen wird festgehalten. Das Projekt wird vorrangig in ein nachfolgendes EU-Programm (URBAN, neues Ziel-2, Übergangsprogramm) aufgenommen.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-                       

11. Anträge der Fraktion 

Änderungsantrag                                             - Drs. 232 ​

Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

Ziffer 5 a) und b) des Antrages werden gestrichen. Beschluß:

 

A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

12. Betreff:  Änderungen des URBAN-Programms 1997 bis 1999         - Drs. 196 -


Berichterstatter:  Stadtrat Dr.-Ing. Rethage


Antrag:
Den folgenden Änderungen des URBAN-Programms 1997 bis 1999 wird



zugestimmt:

1. In der Priorität III "Verbesserung von Einrichtungen in den Bereichen Sozialwesen, Gesundheit, Sport und Kultur, insbeson​dere zur Reduzierung von Kriminalitätstendenzen unter Jugend​lichen" werden folgende Projekte realisiert:

A. Ausbau des Kinder- und Jugendtheaters im Werftpark; Inve​stitionsvolumen insgesamt: ca. 135.000,00 DM; Fördervolu​men: ca. 67.500,00 DM 

B. Coventryhalle (1. und 2. Sanierungsabschnitt); Investi- tionsvolumen insgesamt: ca. 1,476 Mio. DM; Fördervolumen: ca. 0,738 Mio. DM 

C. Ausbau der von "Inter Türkspor e. V." genutzten Sportanlage Katzheide; Investitionsvolumen insgesamt: 0,318 Mio. DM; Fördervolumen: 0,159 Mio. DM 

D. Errichtung eines Werkhofes für Jugendliche in Gaarden; Investitionsvolumen insgesamt: 0,520 Mio. DM; Fördervolu​men: 0,260 Mio. DM 

E. Kreativspielplatz im Werftpark (Modellphase); Finanzvolumen insgesamt: 44.400,00 DM; Fördervolumen: 22.200,00 DM 

F. Feuerschutzanstrich für die Sporthalle der Hans-Christian- Andersen-Schule; Investitionsvolumen insgesamt:





100.000,00 DM; Fördervolumen: 50.000,00 DM

4. In der Priorität IV "Verbesserung der Umwelt" wird die Neuge​staltung des Eingangsbereiches des Stadtrat-Hahn-Parkes ein​schließlich eines Kinderspielplatzes realisiert; Investitions​volumen insgesamt: ca. 0,128 Mio. DM; Fördervolumen: ca.




0,064 Mio. DM.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

13. Betreff:  Anhebung der allgemeinen Tarife Strom aufgrund der   - Drs. 197 ​Einführung der Stromsteuer um 1,6 PF/kWh zum 



01.04.1999


Berichterstatter:  Stadtrat Dr.-Ing. Rethage


Antrag:
Der Vertreter der Landeshauptstadt Kiel in der Gesellschafter-

versammlung der Versorgung und Verkehr Kiel GmbH wird angewiesen, in der Gesellschafterversammlung oder im schriftlichen Verfahren gemäß § 12 Abs. 4 des Gesellschaftervertrages folgendem zuzustim​men:

"Zum Zeitpunkt der Belastung durch die Stromsteuer gelten im Ver​sorgungsgebiet der Stadtwerke Kiel AG die neuen in der Anlage I aufgeführten Tarifpreise für die Versorgung mit Strom."


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

14. Betreff:  Anbindung des Stadtteils Holtenau an die Förde-      - Drs. 186 ​Fährlinie; Antrag des Ortsbeirates Holtenau vom 



30.09.1998; Geschäftliche Mitteilung an den Bau- 

ausschuß (03.12.1998, TOP 5) und Beschluß des Bauausschusses vom 03.12.1998


Berichterstatter:  Stadtrat Dr.-Ing. Rethage


Antrag:
Der Anleger Holtenau wird bis auf weiteres nicht in die be- 



stehende Förde-Fährlinie integriert.


Zurückgezogen

15. Betreff:  Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes für die     - Drs. 179 ​Landeshauptstadt Kiel (Erneuter Entwurfsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr.-Ing. Otto Flagge


Antrag:

 I. Über die Anregungen zum Entwurf der Neuaufstellung des

Flächennutzungsplanes für die Landeshauptstadt Kiel, der in der Zeit vom 15.04.1998 bis 27.05.1998 öffentlich ausgelegen hat, wird entsprechend den in der Begründung zu I. aufge​führten Vorschlägen im einzelnen entschieden.

II. Für das Gebiet der Landeshauptstadt Kiel wird die Neufassung des Flächennutzungsplanes entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan erneut als Entwurf beschlossen.

III. Anregungen können gemäß § 3 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) nur zu den geänderten Teilen vorgebracht werden (Plan: An- lage 1).

Dem Erläuterungsbericht, bestehend aus der am 12.02.1998 als Ent​wurf beschlossenen Fassung und den beigefügten Korrekturen und Änderungen, wird zugestimmt.



Anlage 1: Plan


Zurückgezogen

16. Betreff:  Landschaftsplan Kiel                                 - Drs. 180 ​Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge


Antrag:
Die Entwurfsfassung des in Aufstellung befindlichen Landschafts-

plans wird erneut öffentlich ausgelegt. Gegenstand der erneuten Unterrichtung der Bürgerinnen und Bürger sind die sich aus dem

1. Entwurfsbeschluß der Ratsversammlung vom 12.02.1998 zum Flä​chennutzungsplan (FNP)-Entwurf ergebenden Änderungen sowie wei- tere Änderungen, die sich aus der öffentlichen Auslegung des FNP und aus Beschlüssen der Fachausschüsse ergeben haben.


Zurückgezogen

17. Betreff:  133. Änderung des F-Planes der Stadt Kiel- Fassung   - Drs. 181 ​



1970 - für einen Bereich in Kiel-Schilksee/Pries- 



Friedrichsort, östlich der Fördestraße, nördlich 



der Straße Koppelberg (Auflagenerfüllung)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr.-Ing. Otto Flagge


Antrag:
Die mit Genehmigungserlaß des Innenministeriums des Landes

Schleswig-Holstein vom 18.12.1998 erteilte Auflage für die 

133. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Kiel - Fassung 1970 - für einen Bereich in Kiel-Schilksee/Pries-Friedrichsort, östlich der Fördestraße, nördlich der Straße Koppelberg wird be​achtet.

Der hierdurch bedingten Neufassung des Erläuterungsberichtes wird zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

18. Betreff:  B-Plan Nr. 901 für das Baugebiet Kiel-Brunswik,      - Drs. 182 ​Schauenburgerstraße, Gerhardstraße, Jungmannstraße 



Holtenauer Straße (Aufstellungsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr.-Ing. Otto Flagge


Antrag:
Für das Baugebiet Kiel-Brunswik, Schauenburgerstraße, Gerhard-

straße, Jungmannstraße, Holtenauer Straße wird der Bebauungs- 

plan Nr. 901 aufgestellt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -                       

19. Betreff:  B-Plan Nr. 872 für das Baugebiet Kiel-Mitte,         - Drs. 183 



​zwischen Sophienblatt, Raiffeisenstraße, Kaistraße 



Gablenzbrücke und Schröpfecke 



und 

Aufhebung des B-Planes Nr. 461 für das Baugebiet Kiel-Mitte, Sophienblatt, Stresemannplatz, Kieler Hafen, Hauptbahnhof (Satzungsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr.-Ing. Otto Flagge


Antrag:

 I. Die Anregungen zum Bebauungsplan Nr. 872, der in der Zeit

vom 10.11.1998 bis zum 10.12.1998 öffentlich ausgelegen hat, von





1. der Stadtwerke Kiel AG 






werden berücksichtigt und von





2. der Industrie- und Handelskammer zu Kiel 






werden nicht berücksichtigt.

II. Der Bebauungsplan Nr. 872 für das Baugebiet Kiel-Mitte, zwi​schen Sophienblatt, Raiffeisenstraße, Kaistraße, Gablenz​brücke und Schröpfecke wird entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Satzung beschlossen.

III. Gleichzeitig wird die Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 461 für das Baugebiet Kiel-Mitte, Sophienblatt, Stresemannplatz, Kieler Hafen, Hauptbahnhof entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Satzung beschlossen.

IV. Für den Bebauungsplan Nr. 872 wird eine Satzung über den Ge​nehmigungsvorbehalt von Grundstücksteilungen gemäß § 19





Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen.



Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit -

20. Betreff:  a) Bebauungsplan Nr. 812c für das Baugebiet          - Drs. 184 ​



Kiel-Neumühlen-Dietrichsdorf, zwischen Ost-

uferhafen, Eichenbergskamp, Schwentinestraße und Schwentine 



b) Bebauungsplan Nr. 812d für das Baugebiet Kiel-Neumühlen-Dietrichsdorf, zwischen Ost​uferhafen, den rückwärtigen Grenzen der Grundstücke Heikendorfer Weg 89 - 91, Sokratesplatz und Eichenbergskamp (Satzungs​beschluß)

Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr.-Ing. Otto Flagge


Antrag:

 I. Die Anregungen zu den Bebauungsplänen Nr. 812 c und 812 d,

die in der Zeit vom 19.10.1998 bis zum 19.11.1998 öffentlich ausgelegen haben, von

a) dem Ministerium für Finanzen und Energie des Landes Schleswig-Holstein






werden teilweise berücksichtigt,

b) dem Landesbevollmächtigten für Bahnaufsicht beim Eisen​bahn-Bundesamt, Postfach 10 19 23, 20013 Hamburg,






c) Frau Ingrid von Kiedrowski, Heikendorfer Weg 98, 







24149 Kiel,






werden nicht berücksichtigt.

II. a) Für das Baugebiet Kiel-Neumühlen-Dietrichsdorf, zwischen Ostuferhafen, Eichenbergskamp, Schwentinestraße und Schwentine wird der Bebauungsbauplan Nr. 812 c 






und 

b) für das Baugebiet Kiel-Neumühlen-Dietrichsdorf, zwischen Ostuferhafen, den rückwärtigen Grenzen der Grundstücke Heikendorfer Weg 89 - 91, Sokratesplatz und Eichenbergs​kamp wird der Bebauungsplan Nr. 812 d 

entsprechend den in der Sitzung aushängenden Plänen als Sat​zung beschlossen.






Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.

III. Für die Bebauungspläne Nr. 812 c und 812 d wird eine Satzung über den Genehmigungsvorbehalt von Grundstücksteilungen ge​mäß § 19 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

21. Betreff:  Verlängerung der Geltungsdauer der Veränderungs-     - Drs. 185 



​sperre Nr. 53 für den Geltungsbereich des Be-

bauungsplanes Nr. 833e mit dem Baugebiet Kiel​Hammer, westlich der Straße Am Hain, die Grund​stücke Tannenholz 2 - 54, östlich der Straße Clasenhörn, die Grundstücke Am Voßberg 12 - 58

Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr.-Ing. Otto Flagge


Antrag:
Die beigefügte Satzung der Landeshauptstadt Kiel über die Ver-

längerung der Geltungsdauer der Veränderungssperre Nr. 53 für den in Aufstellung befindlichen Bebauungsplan Nr. 833e mit dem Bauge​biet Kiel-Hammer, westlich der Straße Am Hain, die Grundstücke Tannenholz 2 - 54, östlich der Straße Clasenhörn, die Grundstücke

Am Voßberg 12 - 58, wird entsprechend dem in der Sitzung aushän​genden Plan beschlossen


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

22. Betreff:  Straßenbenennung                                     - Drs. 187 



​hier: "Kanalweiche"


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge


Antrag:
Die Zufahrtsstraße zu den Gebäuden an der Schwartenbeker Kanal-



weiche wird mit "Kanalweiche" benannt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

23. Betreff:  Straßenbenennung                                     - Drs. 188 



​hier: "Alte Gärtnerei"


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge


Antrag:
Die im B-Plan 803 ausgewiesene Straße erhält den Namen "Alte 



Gärtnerei".


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

24. Betreff:  Außerplanmäßige Ausgabe bei der neu einzurich-       - Drs. 189 





​tenden Haushaltsstelle 63.003.950 (Umbau der 





Schuhmacherstraße)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge


Antrag:
Einer außerplanmäßigen Ausgabe bei der neu einzurichtenden Haus-

haltsstelle 63.003.950 - Umbau der Schuhmacherstraße - in Höhe von 337.000,00 DM wird zugestimmt. 

Diese wird in voller Höhe gedeckt durch Mehreinnahmen bei der ebenfalls neu einzurichtenden Haushaltsstelle
63.003.366 - Bei-





träge Dritter für den Umbau der Schuhmacherstraße -


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

25. Betreff:  Ausgaben der Sozialhilfe im Haushaltsjahr 1998       - Drs. 174 ​Berichterstatter:  Frau Bürgermeisterin Bommelmann


Antrag:
Zugestimmt wird überplanmäßigen Ausgaben gemäß § 82 GO in Höhe





von

 800.000,00 bei der Haushaltsstelle 4101.740 - Hilfe zum Lebens​unterhalt in Ein​richtungen

3.500.000,00 bei der Haushaltsstelle 413.730  - Krankenhilfe 4.100.000,00 bei der Haushaltsstelle 4116.740 - Stat. Hilfe zur 

Pflege





8.400.000,00 insgesamt 





============





Die Mehrausgaben werden gedeckt durch Mehreinnahmen in Höhe von

1.848.000,00 bei der Haushaltsstelle 411.251  - Kostenersatz 1.666.000,00 bei der Haushaltsstelle 419.1613 - Kostenerstattung 

v. Land

2.596.000,00 bei der Haushaltsstelle 419.162  - Kostenerst. v. anderen örtlichen Trägern

2.290.000,00 bei der Haushaltsstelle 419.1612 - Quotales System 8.400.000,00 insgesamt 





============


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

26. Kleine Anfragen 


a) Turnhalle Hans-Christian-Andersen-Grundschule
- Drs. 206 -



Feuerschutzanstrich der Konstruktionsteile 



Ratsherr Vieregge, CDU-Ratsfraktion


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der CDU-Ratsfraktion vor:

1. Welche Sparvorschläge beim Bauvolumen dieses Objekts kann die Verwal​tung machen, um die Kofinanzierungsmittel in Höhe von 50.000,00 DM zur Nutzung der Halle als lokalen Versammlungs- und Veranstaltungs​raum ganz oder teilweise aufzubringen?



2. Welche Gewerke sind bereits durch Vorgaben entschieden?

3. Wie hoch sind die tatsächlichen Kosten im Vergleich zu den Kostenan​meldungen?



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen


b) Sachstand Dreifeldklappbrücke
- Drs. 207 -


Ratsherr Oschmann, B 90/DIE GRÜNEN

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der Ratsfraktion                    NEN vor:


Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:

1. Wann ist mit einem Abschluß der Regreßverhandlungen in bezug auf die Dreifeldklappbrücke zu rechnen?


2. Warum sind die Verhandlungen noch nicht abgeschlossen?


3. Wer trägt die Verantwortung dafür, daß sie noch nicht abgeschlossen




sind?


Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

c) Einbeziehung studentischen Sachverstands                    - Drs. 212 -


Ratsherr Anemüller, SPD-Ratsfraktion


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der SPD-Ratsfraktion vor:


1. Wieviele Studierende welcher Fachrichtungen haben in den Jahren 1997

und 1998 in welchen Ämtern der Landeshauptstadt Kiel ein Praktikum oder eine ähnliche zeitlich befristete Tätigkeit absolviert? Wie groß ist hierbei der Anteil der sechs Wochen überschreitenden Beschäfti​gungen?

2. Wieviele Diplomarbeiten bzw. Staatsexamen welcher Fachrichtungen wur​den 1997 und 1998 durch welche Ämter der Landeshauptstadt Kiel be​treut? Wie lauten die Titel der Arbeiten?

3. Welche Projekte, Gutachten und sonstige Arbeiten wurden in den Jahren 1997 und 1998 von welchen Ämtern der Landeshauptstadt Kiel mit Ein​richtungen der Kieler Hochschulen gestaltet? Wie groß war hierbei der Gesamtfinanzierungsbedarf der Landeshauptstadt Kiel?


Beschluß:  Die Antwort liegt noch nicht vor                  

d) Autobahn A 215                                              - Drs. 213 


​Ratsfrau Kohrs-Heimann, SPD-Ratsfraktion


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der SPD-Ratsfraktion vor:


1. Welche Planungen bestehen in bezug auf das Autobahnteilstück der

A 215 zwischen Autobahnkreuz Kiel-West und dem Autobahnende Kiel (Westring/Schützenwall) in Hinblick auf eine Erweiterung auf sechs Fahrspuren?


2. Welche Prognosen gibt es im Hinblick auf das Verkehrsaufkommen auf

dem Teilstück der Autobahn A 215 zwischen Autobahnkreuz Kiel-West und dem Ende der Autobahn (Westring/Schützenwall) nach Fertigstellung der Mühlenwegautobahn B 76 und der Fertigstellung von IKEA am Autobahn- ende?

3. Wie hat sich das Verkehrsaufkommen nach der Teilöffnung der Mühlen​wegautobahn B 76 auf dem Teilstück der Autobahn (Westring/Schützen​wall) geändert?


Beschluß:  Die Antwort liegt noch nicht vor

e) Betreuung von älteren Menschen in Einrichtungen             - Drs. 218 


​der LHS Kiel  


Ratsfrau Jacobsen, SPD-Ratsfraktion


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der SPD-Ratsfraktion vor:


1. Wieviele ältere Menschen mit geistigen Behinderungen werden derzeit




von den Betreuungseinrichtungen der LHS Kiel erfaßt?

2. Gibt es Einschätzungen darüber, ob in absehbarer Zeit mit einer stei​genden Zahl von älteren Menschen mit geistigen Behinderungen gerech​net werden kann?


3. Beinhalten derzeitige Betreuungseinrichtungen spezielle Konzepte zur




Betreuung älterer Menschen mit geistigen Behinderungen?


Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

f) Sozialhilfeleistungen                                       - Drs. 219 


​Ratsherr Dr. Wulff, CDU-Ratsfraktion


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der CDU-Ratsfraktion vor:

1. In welcher Höhe hat die Landeshauptstadt Kiel jeweils in den Jahren von 1994 - 1998 Sozialhilfe an wieviele Empfänger (Fälle) gezahlt?

2. Aus welchen Nationalitäten setzte sich der Kreis der Empfänger in diesen Jahren zusammen und in wievielen Fällen wurde in welcher Höhe in diesen Jahren Sozialhilfe ins Ausland gezahlt, weil Sozialhilfe​empfänger dort leben?

3. Wieviele Mißbrauchsfälle mit welchen jeweiligen Schadenshöhen sind den in Jahren 1994 - 1998 bekanntgeworden und wie wird seitens der Landeshauptstadt Kiel die Berechtigung einer Sozialhilfezahlung ins Ausland überprüft?


Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

27. Ratsversammlung am 18.02.1999


a) "Kieler Wohnungspolitik"                                    - Drs. 94 -

Hierzu liegt folgende Große Anfrage der SPD-Ratsfraktion vor:




1. Liegen dem Wohnungsamt Erkenntnisse über die Mieterstruktur der auf

dem Kieler Wohnungsmarkt engagierten größeren Wohnungsbau- oder Ver​mietungsgesellschaften vor? Wenn ja, wie sieht diese Mieterstruktur in den jeweiligen Gesellschaften aus?




2. Wie stellt sich die Mietpreisentwicklung der einzelnen Wohnungsbau-

oder Vermietungsgesellschaften in den letzten 10 Jahren und im Ver​hältnis zum Mietspiegel (Durchschnittsmieten, preisgebunden, nicht preisgebunden) dar? (Bezug Frage 1)




3. Welche Wohnungsbauunternehmen haben in den letzten 10 Jahren in wel-

chem Umfang, mit welcher Laufzeit und zu welchen Konditionen öffent​liche Darlehen zum Bau von Sozialwohnungen beansprucht?




4. Sind die öffentlichen Darlehen stets zu denselben Konditionen ge-

währt worden oder waren damit besondere Auflagen der Stadt oder For​derungen der Wohnungsbauunternehmen verbunden? Wenn ja, welche?




5. Wieviele Belegungsrechte gibt es bei welchen Wohnungsbauunternehmen?




6. Sind diese Belegungsrechte ausschließlich an öffentliche Darlehen

zum Wohnungsbau gebunden oder bestehen darüber hinaus in Kiel Be- legungsrechte? Wenn ja, bei welchen Unternehmen und in welchem Um​fang?




7. Sofern es über die öffentliche Wohnungsbaufinanzierung hinausgehende

Belegungsrechte gibt, nach welchen Kriterien und in welchem Umfang räumen die Wohnungsbauunternehmen der Stadt diese Belegungsrechte ein?




8. Sind sämtliche Belegungsrechte in Kiel zeitlich befristet? Wenn ja,

bitte Einteilung der Anzahl bis 2000, 2005, 2010, 2020 und länger und nach Wohnungsunternehmen.




9. In welchen Wohnungsbau- und Vermietungsunternehmen sind Sozialhilfe-

empfänger und Sozialhilfeempfängerinnen untergebracht und zu welchen Anteilen am Wohnungsbestand des jeweiligen Unternehmen?

10. In welchem Umfang unternehmen welche Wohnungsbau- und Vermietungs- unternehmen eigene Anstrengungen zur Wohnumfeldverbesserung und zur sozialen Betreuung ihrer Mieter und Mieterinnen? 

- Wieviele und welche (öffentliche, private) Wohnungsbaugesellschaft bzw. Privateigentümerinnen und -eigentümer betreiben Maßnahmen des "Sozialmanagement" in ihrem Wohnungsbestand? 

- Um welche Maßnahmearten handelt es sich und sind diese Maßnahmen befristet? 

- Wie hoch sind die hierfür aufgewendeten jährlichen Finanzmittel und wie hoch sind ggf. Fördermittel der EU, des Bundes, des Landes und Sonstiger?

11. In welchen Unternehmen gibt es Mieterbeiräte oder freiweillige Ver​einbarungen mit der Mieterschaft?

12. Liegen dem Wohnungsamt Erkenntnisse vor, inwieweit die in Kiel täti​gen Wohnungsbau- und Vermietungsunternehmen Aufträge an Unternehmen der Kieler Wirtschaftsregion und an Unternehmen außerhalb der Kieler Wirtschaftsregion vergeben? Wenn ja, welche und in welchem Umfang (Anteil auf Auftragsvolumen)?



13. Wie hat sich die Inanspruchnahme von Wohngeld in den letzten 10 Jah-




ren entwickelt (Volumen, Anzahl)?

14. Bestehen Erkenntnisse über gravierende bauliche, soziale oder krimi​nalistische Probleme in Gebäuden einzelner Wohnungsbau- und Vermie​tungsunternehmen, die finanzielle Leistungen öffentlicher Haushalte verursachen? Wenn ja, um welche Unternehmen handelt es sich, welche Probleme bestehen?

Beschluß:  Die Antwort wird unter Punkt 7. der Nichtöffentlichen Sitzung behandelt.

28. Betreff:  Neufassung der Entgeltsordnungen für die Bühnen      - Drs. 215 ​





der LHS Kiel


Berichterstatter:  Stadtrat Dr.-Ing. Heinz Rethage


Antrag:
Den Neufassungen der beigefügten Entgeltsordnungen für die Bühnen





der Landeshauptstadt Kiel wird zugestimmt.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit -

29. Betreff:  Sanierung des Schmutzwasserhauptsammlers Nord        - Drs. 222 ​





zwischen Fuhlenseebrücke und Klärwerk Bülk 





hier: Überplanmäßige Ausgabe bei der HHSt. 







  700.181.951


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge


Antrag:
a) Der überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 1.600.000,00 DM zu-

gunsten der Haushaltsstelle 700.181.951 mit Deckungsvorschlag in gleicher Höhe aus der Haushaltsstelle 700.183.951 - Sanie​rung des Mischwassergebietes Friedrichsord - wird zugestimmt.




b) Der überplanmäßigen Verpflichtungsermächtigung in Höhe von 

1.600.000,00 DM zu der Haushaltsstelle 700.183.951 mit Deckungsvorschlag in gleicher Höhe aus der Haushaltsstelle 700.018.951 - Erneuerung schadhafter Kanäle im Stadtgebiet ​wird zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

30. Betreff:  Sanierung der Bühnen der Landeshauptstadt Kiel       - Drs. 231 ​Berichterstatter:  Stadtrat Dr.-Ing. Heinz Rethage


Antrag:
Zugestimmt wird einer überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von

880.000,00 DM bei der Haushaltsstelle 331.007.940 - Einführung von Sicherheitsauflagen im Bereich der Bühnen der Landeshaupt​stadt Kiel -.




Die Mehrausgabe wird gedeckt durch

a) eine Mehreinnahme in Höhe von 500.000,00 DM bei der Haushalts​stelle 331.008.361 - Zuschuß des Landes Schleswig-Holstein für die Sanierung des Schauspielhauses,

b) eine Minderausgabe in Höhe von 380.000,00 DM bei der Haus​haltsstelle 621.000.9250 - An öffentliche wirtschaftliche Unternehmen - Kommunaldarlehen -.

Beschluß: Die Dringlichkeit wurde bei der Genehmigung der Tagesordnung nicht anerkannt. Der Punkt steht nicht zur Beratung an.

31. Verschiedenes


Wortmeldungen liegen nicht vor.

Stadtpräsidentin   K i e t z e r   (SPD) teilt mit, daß die nächste Sitzung der Ratsversammlung am 22. April 1999 stattfindet und schließt die Öffent- liche Sitzung der Ratsversammlung.

Stadtpräsidentin             1. Schriftführer           2. Schriftführer

1. Stellv.                   1. Stellv.                 2. Stellv. Stadtpräsident                  Schriftführer              Schriftführer

